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Der Charakter einer Veranstaltung kann z. B. durch Beschrän-
kung des Anbieterkreises, durch Auflagen zur Art der angebo-
tenen Waffen/Munition oder durch Zugangsbeschränkungen
zur Veranstaltung beeinflusst werden. Die Behörde hat alle
diesbezüglichen Umstände im Rahmen ihrer Entscheidung an-
gemessen zu würdigen und Beschränkungen und Nebenbe-
stimmungen nach § 9 in Betracht zu ziehen.

§ 35 Absatz 3 nennt besondere Formen des Gewerbes. Dazu
im Einzelnen:

35.3.1 Das Verbot des § 35 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bezieht
sich in Anbetracht der Freistellung der Fälle des § 55b Absatz
1 GewO praktisch nur auf den entsprechenden Vertrieb an den
Endverbraucher. Es gilt beispielsweise nicht für Handlungsrei-
sende und andere Personen, die im Auftrag und im Namen
eines Erlaubnisinhabers nach § 21 bei Bestellungen von
Schusswaffen und Munition andere im Rahmen ihres Ge-
schäftsbetriebes aufsuchen.

35.3.2 Von der Verbotsvariante des § 35 Absatz 3 Satz 1
Nummer 2 werden die nach § 69 GewO festgesetzten Veran-
staltungen des Titels IV der GewO erfasst (Messen, Ausstel-
lungen, Märkte). Das Verbot gilt jedoch nicht für die Entge-
gennahme von Bestellungen auf festgesetzten Messen und
Ausstellungen.

35.3.3 Das Verbot nach § 35 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 er-
streckt sich auch auf Märkte und Sammlertreffen. Hierdurch
sowie durch den Begriff der „ähnlichen öffentlichen Veran-
staltungen“ werden auch der private nichtgewerbliche Trödel-
marktverkehr sowie alle Veranstaltungen nach Titel IV der
GewO, die in Ermangelung einer Festsetzung nicht unter die
Nummer 2 fallen, erfasst. Für die insofern ggf. unter diese Ver-
botsvariante fallenden Ausstellungen und Messen bleibt zu be-
achten, dass auch die Entgegennahme von Bestellungen auf
nicht festgesetzten Veranstaltungen verboten ist. Dies gilt auch
für Veranstaltungen, die im Hinblick auf ihren Zweck (Ver-
gnügung oder Warenverkehr) und das Geschehen im weiten
Sinne als vergleichbar oder ähnlich anzusehen sind (z. B. auch
Tauschbörsen, Kulturfeste). Vom Verbot ausgenommen ist
das Überlassen von Schusswaffen und Munition in einer
Schießstätte oder das Überlassen von Waffen und Munition,
soweit sie Teil einer Sammlung nach § 17 Absatz 1 oder für
eine solche bestimmt sind.

Zu § 36: Aufbewahrung von Waffen und Munition

36.1 Adressaten der Pflichten nach § 36 Absatz 1 bis 3 und
den §§ 13 und 14 AWaffV sind alle Waffen- und Munitionsbe-
sitzer. Für die sichere Aufbewahrung von Waffen und Muni-
tion bei der Unterbrechung eines gewerblichen Transports
(etwa durch Umladung oder Zwischenlagerung) gelten die ent-
sprechenden Bestimmungen über die sichere Aufbewahrung
zu Nummer 29.3 entsprechend.

36.2 Der Verpflichtete hat die notwendigen Sicherungsvor-
kehrungen zu treffen. Sofern sie nicht ausreichen, sind die not-
wendigen Änderungen oder Ergänzungen von der zuständigen
Waffenbehörde unter angemessener Fristsetzung anzuordnen.

Die gesetzlichen Standards (§ 36 Absatz 1 und 2, § 13 Absatz
1 bis 4 AWaffV) sind wie folgt festgelegt:

36.2.1 Als Mindeststandard für die Aufbewahrung von er-
laubnisfreien Gegenständen, die den Waffenbegriff des Ge-
setzes erfüllen (also z. B. Druckluftwaffen für Sportschützen),
reicht ein festes verschlossenes Behältnis oder eine vergleich-
bare Sicherung wie z. B. die Sicherung von Blankwaffen an
der Wand durch aufschraubbare oder gleichwertig gesicherte
(abschließbare) Wandhalterungen.

Als festes verschlossenes Behältnis gilt der verschlossene
Schießwagen oder die verschlossene Schießbude insgesamt.

36.2.2 Als Mindeststandard für die Aufbewahrung von Muni-
tion (unabhängig, ob erlaubnisfrei oder erlaubnispflichtig) ist
ebenfalls ein festes verschlossenes Behältnis anzusehen

(gleichwertiges Behältnis). Geschosse, z. B. Diabolos für
Druckluftwaffen, sind keine Munition.
36.2.3 Für bis zu zehn erlaubnispflichtige Langwaffen reicht
ein Behältnis der Sicherheitsstufe A nach VDMA 24992 aus.

Für mehr als zehn erlaubnispflichtige Langwaffen gibt es bei
der Aufbewahrung eine Wahlmöglichkeit:
Die Aufbewahrung kann in einer entsprechenden Mehrzahl
von Sicherheitsbehältnissen der Sicherheitsstufe A nach
VDMA 24992 erfolgen, also bis zu 20 solcher Schusswaffen in
zwei Sicherheitsbehältnissen der Stufe A, bis zu 30 solcher
Schusswaffen in drei Sicherheitsbehältnissen der Stufe A usw.
Alternativ hierzu ist auch die Aufbewahrung einer unbegrenz-
ten Anzahl erlaubnispflichtiger Langwaffen in einem Sicher-
heitsbehältnis der Stufe B nach VDMA 24992 oder in einem
Sicherheitsbehältnis der Norm DIN/EN 1143-1 Widerstands-
grad 0 möglich.

36.2.4 In einem Sicherheitsbehältnis der Sicherheitsstufe B
nach dem VDMA 24992 dürfen grundsätzlich nicht mehr als
fünf erlaubnispflichtige Kurzwaffen aufbewahrt werden. Die
Aufbewahrung von mehr als fünf und bis zu zehn Kurzwaffen
in einem Sicherheitsbehältnis der Sicherheitsstufe B nach dem
VDMA 24992 oder in einem Sicherheitsbehältnis der Norm
DIN/EN 1143-1 Widerstandsgrad 0 setzt voraus, dass das Si-
cherheitsbehältnis ein Gewicht von mindestens 200 kg hat
oder es mit einem mit 200 kg vergleichbaren Gewicht gegen
Abrisskräfte verankert ist.  Alternativ hierzu ist auch die Auf-
bewahrung einer unbegrenzten Anzahl erlaubnispflichtiger
Kurzwaffen in einem Sicherheitsbehältnis der Norm DIN/EN
1143-1 Widerstandsgrad I möglich.
Für mehr als zehn erlaubnispflichtige Kurzwaffen gibt es wie-
derum eine Wahlmöglichkeit bei der Aufbewahrung:

Die Aufbewahrung kann in einer entsprechenden Mehrzahl
von Sicherheitsbehältnissen der Stufe B nach VDMA 24992
oder der Norm DIN/EN 1143-1 Widerstandsgrad 0 erfolgen.
Das System ist wie bei erlaubnispflichtigen Langwaffen, also
bis zwanzig Kurzwaffen zwei Behältnisse usw. Bei mehr als
30 Kurzwaffen soll im Sinne des § 36 Absatz 6 geprüft wer-
den, ob eine einzelfallbezogene Festlegung eines höheren Si-
cherheitsstandards erforderlich ist.
36.2.5 Werden erlaubnispflichtige Langwaffen in einem Si-
cherheitsbehältnis, das der Sicherheitsstufe A nach VDMA
24992 entspricht, aufbewahrt, so ist es für die gemeinsame
Aufbewahrung von bis zu fünf Kurzwaffen und der Munition
für die Lang- und Kurzwaffen ausreichend, wenn sie in einem
Innenfach erfolgt, das der Sicherheitsstufe B nach VDMA
24992 entspricht.
36.2.6 Werden Schusswaffen in einem Sicherheitsbehältnis,
das der Sicherheitsstufe A oder B entspricht, aufbewahrt, so
genügt nach § 13 Absatz 4 Satz 2 1. Halbsatz AWaffV für die
Aufbewahrung der dazugehörigen Munition ein unklassifi-
ziertes Innenfach aus Stahlblech mit Schwenkriegelschloss.
Die Aufbewahrung „über Kreuz“ von Schusswaffen und nicht
dazugehöriger Munition in einem Sicherheitsbehältnis der Si-
cherheitsstufen A oder B ist nach § 13 Absatz 4 Satz 2 2. Halb-
satz AWaffV zulässig.

36.2.7 Für die gemeinsame Aufbewahrung von Waffen und
Munition in einem B-Schrank genügt als Innenfach für die
Aufbewahrung von Munition ein festes verschlossenes Behält-
nis.
36.2.8 Für verbotene Schusswaffen gilt § 13 Absatz 1
AWaffV, es sind also dieselben Sicherheitsstandards wie bei
erlaubnispflichtigen Kurzwaffen einzuhalten. Für sonstige
verbotene Waffen gilt § 36 Absatz 2.

36.2.9 Bei nicht dauerhaft bewohnten Gebäuden nach § 13
Absatz 6 AWaffV handelt es sich um Gebäude, in denen nur
vorübergehend Nutzungsberechtigte verweilen, wie z. B.
Jagdhütten, Wochenend- oder Ferienhäuser oder –wohnungen.
Die Eigenschaft als dauerhaft bewohntes Gebäude geht nicht
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dadurch verloren, dass sich Nutzungsberechtigte dort zeit-
weise nicht aufhalten, sei es infolge der Erledigung von Besor-
gungen oder Besuchen oder von normalen Urlaubsabwesen-
heiten. Auch die Wohnungen von Pendlern, die sich nur einen
Teil der Woche am Arbeitsort, den anderen Teil am Haupt-
wohnsitz aufhalten, sind im Regelfall als dauerhaft bewohnte
Gebäude einzustufen. Museen, die dem Publikumsverkehr zu-
gänglich sind, gelten als dauerhaft bewohnte Gebäude.
36.2.10 Ist nach Prüfung des Einzelfalles auf Grund der Art
der Waffen, des hohen Waffen- oder Munitionsbestandes oder
wegen des Ortes der Aufbewahrung ein höherer Sicherheits-
standard notwendig, ist eine Anordnung nach § 36 Absatz 6 er-
forderlich.
36.2.11 Für die Aufbewahrung von Waffen- und Munitions-
sammlungen in anderen als der sonst vorgeschriebenen Art,
z. B. in Vitrinen oder durchsichtigen Ausstellungsschränken,
sind die Regelungen des § 13 Absatz 7 AWaffV anzuwenden.
Danach kann auf Antrag des Sammlers die Waffenbehörde
nach Prüfung des Einzelfalles geringere oder höhere Anforde-
rungen an die Aufbewahrung stellen.
36.2.12 Härtefälle im Sinne des § 13 Absatz 8 AWaffV kön-
nen z. B. in folgenden Fällen gegeben sein:
– für den Besitz nur einer üblichen Einzellader- oder Repe-

tier-Langwaffe bei Biathleten oder Traditions- und Ge-
birgsschützen, reicht ein festes verschlossenes Behältnis
aus;

– für den Besitz von Langwaffen und Munition nach Anlage
2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 3 (Feuerwaffen, deren Ge-
schosse eine Bewegungsenergie von nicht mehr als 7,5
Joule erteilt wird) reicht ein festes verschlossenes Behält-
nis aus; für Kurzwaffen der gleichen Art ist ein A-Schrank
ausreichend.

In den vorgenannten Fällen bedarf es immer einer Festsetzung
der Waffenbehörde.
36.2.13 Bestehen auf konkreten Tatsachen beruhende  begrün-
dete Zweifel nach § 13 Absatz 9 AWaffV, kann die Waffenbe-
hörde eine fachlich kompetente Stellungnahme z. B. von zerti-
fizierten Firmen der Sicherheitstechnik, kriminalpolizeilichen
Beratungsstellen, dem DIN, dem TÜV, der Deutschen Ver-
suchs- und Prüf-Anstalt für Jagd- und Sportwaffen e.V.
(DEVA) oder den Materialprüfungsanstalten der Länder  ver-
langen. Diese Gutachten sind auf eigene Kosten durch den
Verwahrer von Waffen und Munition beizubringen.
36.2.14 Der Begriff „häusliche Gemeinschaft“ in § 13 Absatz
10 AWaffV ist so auszulegen, dass neben dem Normalfall des
gemeinsamen Bewohnens eines Hauses oder einer Wohnung
durch nahe Familienangehörige auch Fälle von Studenten,
Wehrpflichtigen, Wochenendheimfahrern etc. als in häus-
licher Gemeinschaft Lebende anzusehen sind. Dies gilt auch,
wenn ein naher Angehöriger in gewissen Abständen das Fami-
lienheim aufsucht und eine jederzeitige Zutrittsmöglichkeit
besitzt. Der Begriff „berechtigte Personen“ begrenzt die Statt-
haftigkeit der gemeinschaftlichen Aufbewahrung und des da-
mit eingeräumten gemeinschaftlichen Zugriffs auf solche Per-
sonen, die grundsätzlich die Berechtigung zum Erwerb und
Besitz von solchen Waffen  haben, die gemeinschaftlich auf-
bewahrt werden. Alle auf die jeweilige Waffe Zugriffsberech-
tigten müssen also das gleiche Erlaubnisniveau aufweisen. Zu-
lässig ist die gemeinschaftliche Aufbewahrung von
Kurzwaffen z. B., wenn ein Aufbewahrer Jäger, der andere
Sportschütze ist. Nicht zulässig ist die gemeinschaftliche Auf-
bewahrung, wenn ein Nichtberechtigter Zugriff auf Schuss-
waffen erhält (z. B. Inhaber eines Reizstoffsprühgeräts, einer
SRS-Waffe oder einer erlaubnispflichtigen Signalwaffe auf
Jagdwaffen oder Sportpistolen).
36.2.15 Bei der vorübergehenden Aufbewahrung von Waffen
und Munition nach § 13 Absatz 11 AWaffV müssen sich die
erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen nach der Dauer der
Aufbewahrung und der Art und Menge der zu schützenden Ge-

genstände richten. Bei einem Transport von Waffen und Mu-
nition in einem Fahrzeug reicht es bei kurzfristigem Verlassen
des Fahrzeuges (Einnahme des Mittagessens, Tanken, Schüs-
seltreiben, Einkäufe etc.) aus, wenn die Waffen und die Muni-
tion in dem verschlossenen Fahrzeug so aufbewahrt werden,
dass keine unmittelbaren Rückschlüsse auf die Art des Inhaltes
erkennbar sind. Bei notwendigen Hotelaufenthalten, z. B. am
Ort der Jagd, am Ort der Sportausübung oder im Zusammen-
hang mit Vertreter- oder Verkaufstätigkeiten, ist die Aufbe-
wahrung im Hotelzimmer – auch bei kurzfristigem Verlassen
des Hotelzimmers – dann möglich, wenn die Waffen und die
Munition in einem Transportbehältnis oder in einem ver-
schlossenen Schrank oder einem sonstigen verschlossenen
Behältnis aufbewahrt werden. Auch das Entfernen eines we-
sentlichen Teils oder die Anbringung einer Abzugssperrvor-
richtung ist möglich.
36.2.16 Die zentrale Geschäftsstelle Kriminalpolizeiliche Prä-
vention (KPK) gibt Arbeitsanleitungen für die kriminalpolizei-
lichen Beratungsstellen betreffend der Aufbewahrung von
Waffen und Munition heraus. Diese Arbeitsanleitungen sind
im Rahmen der diesen Stellen obliegenden Bürgerberatung als
Grundlage für ein alle Angebote des Marktes ausschöpfendes
Aufbewahrungskonzept anzusehen, die weit über die gesetz-
lichen Anforderungen hinausgehen. Die Regelungen im  und
der AWaffV stellen hingegen den unter Sicherheitsaspekten
erforderlichen Standard für die Aufbewahrung auf. Die Waf-
fenbehörde hat Aufbewahrungskonzepte der Antragsteller un-
ter Beachtung der unterschiedlichen Voraussetzungen dieser
Regelungen und auf Grund der jeweiligen örtlichen und sach-
lichen Gegebenheiten zu beurteilen.
36.2.17 Die nach § 14 AWaffV beizubringenden Aufbewah-
rungskonzepte im Bereich von Schützenhäusern, Schießstätten
oder im Waffengewerbe (Handel, Herstellung, Bewachung)
müssen dem Stand der Technik entsprechen. 
36.3 Befördert jemand, z. B. ein Erlaubnisinhaber nach § 21,
Schusswaffen oder Munition, zu deren Erwerb es der Erlaub-
nis bedarf, so hat er sie auch während des Transportes gegen
Abhandenkommen und gegen unbefugten Zugriff zu sichern.
Dabei dürfen die verwendeten Fahrzeuge keine sichtbaren
Hinweise auf die Art der Waren enthalten. Kennzeichnungs-
verpflichtungen auf Grund von Vorschriften über die Beförde-
rung gefährlicher Güter – z. B. auf Grund der Gefahrgutver-
ordnung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt (GGVSEB)
in der Fassung der 1. Änderungsverordnung vom 4. März 2011
(BGBl. I S. 347) bleiben unberührt.
Lässt der Erlaubnisinhaber Schusswaffen oder Munition, zu
deren Erwerb es der Erlaubnis bedarf, durch ein gewerbliches
Unternehmen befördern, so ist er verpflichtet,
36.3.1 dafür zu sorgen, dass der Beförderer über den Inhalt der
Warensendung informiert ist;
36.3.2 sicherzustellen, dass ihm der Beförderer das Abhan-
denkommen von Schusswaffen oder Munition unverzüglich
mitteilt;
36.3.3 auf den Verpackungen von Schusswaffen keine sicht-
baren Hinweise auf die Art der Waren anzubringen.
36.4 Adressat der Pflichten nach § 36 ist auch der selbststän-
dige Beförderer von Schusswaffen und Munition. Diese Ge-
genstände hat der Beförderer beim Transport im Geltungsbe-
reich des WaffG gegen Abhandenkommen und gegen
unbefugten Zugriff zu sichern.
36.5 Für die Aufbewahrung erlaubnispflichtiger Seenot-
signalpistolen gelten folgende Besonderheiten:
36.5.1 Für die vorübergehende Aufbewahrung einer erlaub-
nispflichtigen Seenotsignalpistole an Bord einer seegehenden
Motor- oder Segelyacht ist ein nicht zertifiziertes Aufbewah-
rungsbehältnis als ausreichend anzuerkennen, wenn es die
nachstehenden Sicherheitsstandards erfüllt:
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